
N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 15./16. Dezember 1994 Öffentliche Sitzung

Beginn: 15. Dezember 1994, 09.21 Uhr
     Ende: 16. Dezember 1994, 12.16 Uhr

Sitzungsunterbrechung:

15. Dezember 1994:        16. Dezember 1994



11.16 Uhr - 11.33 Uhr     11.20 Uhr - 11.34 Uhr



12.56 Uhr - 14.15 Uhr



16.48 Uhr - 17.09 Uhr



18.19 Uhr - 16. Dezember 1994, 09.02 Uhr

Vorsitz:
Stadtpräsidentin Reyer

Stellv. Stadtpräsidentin Schattke

1. Schriftführer:
Herr Kratzat



Herr Lindner

2. Schriftführer/in:
Herr Peters



Frau Engelke



Herr Malonn

Ratsmitglieder:
Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester, 

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, Herr Huckriede, 

Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Frau Koder, Herr Kolb, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Moriz, Frau Napieralla, Frau Nitschke-Frank, Herr Oschmann, Herr Peters, Herr Petersen, 



Herr Dr. Piltz, Herr Raupach, Frau Reyer, 

Herr Rogacki, Frau Schattke, Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke, Herr Silz, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Voigt, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:
am 15.12.1994: Frau Helmig, Frau Jöhnck

am 16.12.1994: Frau Jöhnck, Frau Nitschke-Frank, Frau Napieralla

Es kommen  später:
Frau Nitschke-Frank, Herr Schwardt

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter,

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten und





Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die


Anwesenden.

Sie teilt mit, daß sich 2 Ratsmitglieder entschuldigt haben und zwei später

kommen, so daß zu Beginn 45 Mitglieder der Ratsversammlung anwesend sein


müßten.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehö​rigen Nachtrags-Tagesordnungen sind


- mit einer Zusammenstellung vom 12. Dezember 1994 nachgeschickt


und


- mit einer weiteren Zusammenstellung auf den Tisch gelegt worden.

Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Außerhalb der Zusammenstellung ist der Veränderungsnachweis zum Haushalt in der Fassung der Magistratsbeschlußfassung vom 14. Dezember 1994 auf den Tisch gelegt worden.

Änderungen zur Tagesordnung

Aus dem Magistrat Öffentliche Sitzung


Punkt 4 c) Personalsituation im Tiefbauamt
- Drs. 835 -



- im Magistrat abgelehnt -


Punkt 4 c) Aufgabenkritik/Prüfaufträge auf der Grundlage
- Drs. 666 -



des Ratsbeschlusses vom 16./17.12.1993



- im Magistrat zurückgestellt -


Punkt 4 j) Umstrukturierung vor dem Hintergrund der Pflege-
- Drs. 918 -



versicherung im Bereich der Altenarbeit

- im Magistrat vertagt mit Ausnahme der Punkte 3.




und 6. der Vorlage -


Punkt 4 w) Kieler Hafengebührensatzung
- Drs. 924 -



Kieler Hafenentgeltsordnung



- Punkte 2 und 3 der Vorlage vom Dezernenten




zurückgezogen -


Punkt 26.  Dienstzeiten in der Stadtbücherei
- Drs. 952 -



- im Magistrat zurückgestellt -


Diese Punkte stehen damit nicht zur Beratung an.


Änderung aus dem Ältestenrat:


Punkt 7 c)  Wahl eines hauptamtlichen Magistratsmitglieds
- Drs. 931 -

Es wurde darum gebeten, diesen Punkt vorzuziehen und bereits am heutigen


späten Nachmittag eine Abstimmung herbeizuführen.

Die Dringlichkeit aller nachgereichten Anträge und Vorlagen wird einstimmig


anerkannt.


Stadtrat
Dr.  W u l f f   (CDU) beantragt, die Haushaltsberatungen nicht

zugunsten der Beratung des Punktes 7 c) - Drs. 931 - zu unterbrechen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt den Antrag auf Unterbrechung der Ratsversammlung am heutigen Nachmittag zur Abstimmung.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Damit wird der Punkt 7 c) vorgezogen und heute Nachmittag beraten.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Tagesordnung in der vorliegenden geänderten Form genehmigt.

3. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 17.11.94 

Die Niederschrift hat ausgelegen, es sind keine Einwendungen eingegangen.

Antrag:  Die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am




13. Oktober 1994 wird genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

4. Haushaltsberatungen für 1995

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) verweist auf die vorliegenden Bera-


tungsunterlagen:


- die Vorlage der Haushaltssatzung, Drs. 925


- den Vorbericht zum Haushaltsentwurf


- die Druckentwürfe mit



Band 1 - Haushaltsplan, Verwaltungshaushalt



Band 2 - Haushaltsplan, Vermögenshaushalt



Band 3 - Mittelfristige Finanzplanung 1994 - 1998




mit dem Wirtschaftsplan des Städtischen Krankenhauses und

dem Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe


- den Vorbericht (gelb)


- den Veränderungsnachweis aufgrund der Beratungen im Magistrat am



14. Dezember 1994, der heute auf den Tisch gelegt wurde


Alle Kürzungs- und Nachmeldelisten werden dadurch ersetzt.

Im übrigen verweist Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) auf die unter Punkt 4. der Tagesordnung aufgeführten weiteren Beratungspunkte und das da​zu verschickte bzw. auf den Tisch gelegte Material.

Alle zum Haushalt gehörenden Punkte und Anträge der Fraktionen wurden bei


den jeweiligen Einzelabschnitten aufgerufen.

Der Ablauf der Haushaltsberatungen ist im Ältestenrat wie folgt geregelt


worden.


Danach beträgt die Redezeit

- für den Oberbürgermeister         bis zu 20 Minuten - für den amtierenden Kämmerer      bis zu 20 Minuten - für die Fraktionsvorsitzenden     bis zu 20 Minuten 

(Stellungnahmen)

Ansonsten gelten für den Ablauf der Haushaltsberatungen und die Einzelplan-


beratungen folgende Redezeiten:


- Dezernentinnen/Dezernenten und

Fraktionssprecher/innen bei den Grundsatzausführungen zum


Einzelplan bzw. Teileinzelplan    bis zu 10 Minuten - Diskussionssprecher/innen         bis zu  5 Minuten

Jede/r Sprecher/in kann zu jeder Angelegenheit bis zu zweimal das Wort er-


greifen.

Angelegenheit im Sinne der Geschäftsordnung ist das, was von der Stadtprä-


sidentin zur Beratung aufgerufen wird.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) wird jeden Einzelplan - und zwar Ver​waltungs- und Vermögenshaushalt gemeinsam - aufgerufen, aber dann getrennt abstimmen lassen.

Die "großen Einzelpläne", insbesondere wenn mehrere Dezernate berührt wer-


den, werden in Unterabschnitten aufgerufen.


Gegen dieses Verfahren erhebt sich kein Widerspruch.

Bezüglich des Mitwirkungsverbots von Ratsmitgliedern weist Stadtpräsidentin


R e y e r   (SPD) auf folgendes hin:

Bei den Haushaltsberatungen ist als Angelegenheit im Sinne des § 22 GO (Ausschließungsgründe) der jeweilige Haushaltsansatz zu verstehen. Ist also z. B. über einen Zuschuß an einen Verein oder eine Organisation zu beraten, so sind der oder die Betroffene bei Vorliegen der Voraussetzungen nur bei der Beratung und Entscheidung über diesen Haushaltsansatz ausgeschlossen, nicht aber bei der Beratung und Entscheidung über den entsprechenden Ein​zelplan, den Gesamthaushalt oder gar die Haushaltssatzung.

Liegen Gründe für ein Mitwirkungsverbot nach § 22 der Gemeindeordnung vor, so ist es Pflicht der betreffenden Ratsmitglieder, vor Beginn der Beratung des betreffenden Punktes den Sitzungssaal für die Dauer der Beratung dieses Punktes zu verlassen.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) bittet nun Oberbürgermeister

Dr.   K e l l i n g   (SPD), den Kommunalpolitischen Bericht zu geben.

4. a) Betreff:  Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel für    - Drs. 925 ​





das Haushaltsjahr 1995




Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer




Antrag: Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel





für das Haushaltsjahr 1995





(siehe Niederschrift)





Bewirtschaftungsplan





Bühnen der Landeshauptstadt Kiel

Zusammenstellung für das Wirtschaftsjahr 1995/96 vom 1. August 1995 bis 31. Juli 1996





(siehe Niederschrift)





Hafen- und Verkehrsbetriebe:

Zusammenstellung nach § 12 Abs. 1 EigVO für das Wirtschaftsjahr 1995




(siehe Niederschrift)




Kämmerei- und Steueramt:




Veränderungsnachweis zum Haushaltsplan 1995




(siehe Niederschrift)


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

4. e) Betreff:  Aufgabenkritik/Prüfaufträge auf der Grundlage    - Drs. 666 ​




des Ratsbeschlusses vom 16./17.12.1993


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: 1. Den in Anlage A aufgeführten Konsolidierungsvorschlägen wird zugestimmt.

Die Verwaltung wird beauftragt, unverzüglich die zur Umset​zung der Vorschläge erforderlichen Maßnahmen einzuleiten.

2. Von den in Anlage B aufgeführten Ergebnissen zu den mit Be​schluß der Ratsversammlung vom 16./17.12.1993 erteilten Prüf​aufträgen wird Kenntnis genommen.

Den Beschlußvorschlägen wird zugestimmt.




3. Die Verwaltung wird beauftragt,

a) zu prüfen, ob und in welchem Umfang Minderheitsbeteiligun​gen der Stadt an den Gesellschaften

- Versorgung und Verkehr/Stadtwerke/KVAG







- Sparkasse Kiel







- Kieler Wohnungsbaugesellschaft







- Kieler Stadtentwicklungs- und Sanierungsgesellschaft







- Seefischmarkt

veräußert werden können und Vorschläge zur Verwendung der Erlöse vorzulegen,

b) im Haushalt 1995 Dividenden/Gewinnbeteiligungen der Stadt als Gesellschafterin der og. Gesellschaften nach dem Er​gebnis der Einzelgespräche zu veranschlagen.

Die Mitglieder in den Aufsichtsräten der Gesellschaften werden aufgefordert, der Zahlung in den Gremien der Ge​sellschaften zuzustimmen.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

Beratung der Einzelpläne

Einzelplan 0 - Allgemeine Verwaltung

Verwaltungshaushalt



Anträge der CDU-Ratsfraktion

Zentral bewirtschaftete Ausgaben Deckungsring 500 - Unterhaltung der Gebäude Erhöhung des Ansatzes um 1.000.000 DM Beschluß:

Abgelehnt - mit Mehrheit

Deckungsring 510 - Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze

Erhöhung des Ansatzes um 250.000 DM

Beschluß:

Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 024 - Presseamt

590 - Werbung

Kürzung des Ansatzes um 6.000 DM Beschluß:

Abgelehnt - mit Mehrheit

597 Mitarbeiter/innen-Zeitung Streichung des Ansatzes von 14.000 DM Beschluß:

Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 055 - Referat für Frauen 595 - Öffentlichkeitsarbeit

Kürzung des Ansatzes um 15.000 DM Beschluß:

Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 0: - mit Mehrheit 





Vermögenshaushalt

Anträge der CDU-Ratsfraktion

Haushaltsstelle 034 - Gemeindesteuern und Abgaben 

000.9352 - Herrichtung von Arbeitsplätzen für die Bagatellsteuern

Kürzung des Ansatzes um 150.000 DM

Beschluß:

Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 030 - Kämmerei- und Steueramt 

002.9352 - Einrichtung von Informationstechniken bei 

rentierlichen Vorhaben der Ämter und Betriebe

Kürzung des Ansatzes um 600.000 DM

Beschluß:

Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 0:

- mit Mehrheit

Einzelplan 1 - Öffentliche Sicherheit und Ordnung Verwaltungshaushalt

Anträge der CDU-Ratsfraktion

Haushaltsstelle 1101 - Überwachung des fließenden Verkehrs Streichung aller Ansätze

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 1:

- mit Mehrheit







Vermögenshaushalt

Haushaltsstelle 1101 - Überwachung des fließenden Verkehrs

000.9352 - Auswerteeinheit für das Ordnungsamt und




die Polizeiinspektion Kiel 000.9357 - Hard- und Software Streichung aller Ansätze

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 130 - Öffentliche Feuerwehren 020.941 - Tore für die Fahrzeughalle Hauptfeuerwache Aufnahme einer VE von 120.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 160 - Rettungsdienst 

000.9350 - Fahrzeuge und sonstige Transportmittel Erhöhung des Ansatzes um 200.000 DM

Streichung der VE in Höhe von 200.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 1:

- mit Mehrheit

Einzelplan 2 - Schulen

Der  nachgeheftete Antrag 4 f) ist bereits im Veränderungsnach​weis enthalten und daher nicht mehr Gegenstand der Beratung. Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 2:

- mit Mehrheit

Einzelplan 3 - Wissenschaft, Forschung, Kultur

Verwaltungshaushalt

Beim Unterabschnitt 331 ruft Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) den Bewirtschaftungsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel für das Wirtschaftsjahr 1995 - 1996 auf.

Beschluß: Siehe auf der nachgehefteten Drs. 929

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) ruft sodann zwei gesonderte Anträge der S-U-K-Ratsfraktion - Tagesordnungspunkt 4 h) und Tagesordnungspunkt 4 i) - auf.

Beschluß: Siehe auf den nachgehefteten Drs. 935 und 933 Änderungsanträge der CDU-Ratsfraktion

Haushaltsstelle 300 - Kulturamt

635 - Gutachterliche Konzepterstellung für gemeinsame Nutzung der Halle 400 durch Museum und Theater

Streichung des Ansatzes von 50.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 323 - Museum für Industrie- und Alltags​kultur

521 - Museums- und Ausstellungsinventar, sonstiges Gerät

Streichung des Ansatzes von
1.200 DM

560 - Dienst- und Schutzbekleidung, persönliche Ausrüstungsgegenstände

Streichung des Ansatzes von 600 DM

591 - Ausstellungen, Wettbewerbe und sonstige Veranstaltungen

Streichung des Ansatzes von 20.000 DM

594 - Herstellung und Ankauf von Schriften und Bildmaterial, Veröffentlichungen

Streichung des Ansatzes von
3.000 DM

600 - Erwerb, Unterhaltung und Pflege von Kunst-


und Sammlungsgegenständen

Streichung des Ansatzes von
5.400 DM

654 - Reisekosten, Wegstreckenentschädigung

Streichung des Ansatzes von
2.000 DM

6580 - Transport, Fracht- und Lagerkosten

Streichung des Ansatzes von
6.600 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 346 - Stadtgalerie 

Die  Verwaltung (Hauptamt  ((Amt für  Bürgerangelegenheiten und

Zentrale Dienste)) wird beauftragt, alle Verträge bezüglich der Stadtgalerie vorsorglich zu kündigen und anderweitige Nutzungs​möglichkeiten zu prüfen.



Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 300 - Kulturamt

5912 - Kunst- und Museumspädagogik Streichung des Ansatzes von 13.500 DM 5914 - Kulturelle Stadtteilarbeit Kürzung des Ansatzes um 10.000 DM 

7010 - Förderungen und Zuschüsse 

hier: Zuschuß an Kieler Frauenwoche



Streichung des Ansatzes von 10.000 DM

7014 - Mietzuschuß für Initiativenzentren Streichung des Ansatzes von 24.000 DM Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit 

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 3:



- mit Mehrheit

4. z) Betreff:  Bewirtschaftungsplan der Bühnen der               - Drs. 929 ​Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: Aufgrund des § 34 der Gemeindehaushaltsverordnung vom 26. Juni 1972 (GVOBl. Schleswig-Holstein S. 114) hat die Ratsversammlung durch Beschluß festgestellt:




Es betragen im Verwaltungshaushalt:




die Einnahmen    23.712.700 DM




die Ausgaben     40.147.600 DM


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

4. Anträge der Fraktion 

4. h) Zuschuß zur Frauenwoche in Höhe von 10.000 DM               - Drs. 935 ​


Reduzierung der HHSt. 300.7010 um 10.000 DM


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

a) Der Ansatz bei der Haushaltsstelle 300.7010 wird um den Zuschuß zur Frauenwoche in Höhe von 10.000,00 DM reduziert.

b) Ferner sind die veranschlagten 6.500,00 DM an Vereine etc. zu spezi​fizieren.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

4. i) Auflösung der Stadtgalerie - Streichen der HHSt. 346        - Drs. 933 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Stadtgalerie im Sophienhof wird aufgelöst. Die Haushaltsstelle 346 wird gestrichen.

Beschluß:
 A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

Vermögenshaushalt

Der nachgeheftete  Antrag 4 g) ist bereits im Veränderungsnach-

weis enthalten und daher nicht mehr Gegenstand der Beratung.


Haushaltsstelle 323 - Museum für Industrie- und 






Alltagskultur

000.9353 - Inventar für Museums- und Ausstellungsräume Streichung des Ansatzes von 6.000 DM

000.9354 - Bestandsergänzungen der Museumssammlung


Streichung des Ansatzes von 26.600 DM


001.964 - Warnanlagen


Streichung des Ansatzes von 25.000 DM

Haushaltsstelle 331 - Bühnen der Landeshauptstadt Kiel 002.941 - Umbau der Halle 400, Grundinstandsetzung



für gemeinsame Nutzung Streichung des Ansatzes von 2.156.000 DM Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit 

Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 3:


- mit Mehrheit





Einzelplan 4 - Soziale Sicherung






Verwaltungshaushalt

Hierzu ruft Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) die gesonderten Vorlagen auf

4 j) Umstrukturierungen vor dem Hintergrund der Pflege​versicherung im Bereich der Altenarbeit - Drs. 918 -

4 k) Richtlinien zur Förderung der Jugendarbeit - Drs. 923 -


und


4 l) Reduzierung der Jugendhilfekosten durch Ausbau

ambulanter und präventiver Hilfen - Drs. 917 -


und die Anträge

4 m) Zuschuß an den Verein LOTTA, Haushaltsstelle 4583.7000, der S-U-K-Ratsfraktion - Drs. 934 -,


4 n) Frauennetzwerk



Streichung der Haushaltsstelle 470.7031 - Drs. 936 -,

4 o) Auflösung der Beratungsstelle für pflegende Angehörige, Haushaltsstelle 470.7045,


- Drs. 932 - der S-U-K-Ratsfraktion

sowie die Vorlage

4  bb)  Niederschwellige  Angebote  für  wohnungslose  Menschen in der Kieler Innenstadt - Drs. 946 -

Die  S-U-K-Ratsfraktion zieht  ihren Antrag  4 o)  - Drs. 932 ​zurück.

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) stellt die Ziffern 3. und 6. der  Vorlage 4  j) -  Drs. 918 - zur Abstimmung (die restlichen Ziffern wurden im Magistrat vertagt).

Stadtrat  R a u p a c h  (SPD)   beantragt  den  "Sperrvermerk: Freigabe durch den Sozialausschuß."

Beschluß einschl. der Ergänzung:   einstimmig

Beschluß über Tagesordnungspunkt 4 k) - Drs. 923:

mit Mehrheit bei 5 Enthaltungen

Auf Antrag von Ratsherrn  K r a m e r  (CDU) wird bei Tagesord​nungspunkt 4 l) - Drs. 917 - Einzelabstimmung erforderlich.

Antrag der CDU-Ratsfraktion

Haushaltsstelle 4583 - Sonstige Maßnahmen der Jugendhilfe

7000 - An Verein Lotta e. V. für das Projekt




Autonomes Mädchenhaus

Kürzung des Ansatzes um 275.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über Tagesordnungspunkt 4 m) - Drs. 934:

Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über Tagesordnungspunkt 4 n) - Drs. 936:

Abgelehnt - mit Mehrheit

Die Dringlichkeit des Tagesordnungspunktes 4 bb) - Drs. 946 ​wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig

Anträge der CDU-Ratsfraktion

Haushaltsstelle 470 - Förderung öffentlicher und freier Wohlfahrtspflege

7007 - Caritasverband für die Betreuung Bedürftiger

Neuer Ansatz von 3.100 DM

7025 - Förderung des Vereins-Treffpunkts, Beratung und Information für Frauen e. V.

Streichung des Ansatzes von 117.000 DM

7031 - An das Frauennetzwerk

Kürzung des Ansatzes um 19.500 DM

7043 - Notruf und Beratung für vergewaltigte Mädchen und Frauen

Kürzung des Ansatzes um 34.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 493 - Sonstige soziale Leistungen im eigenen Aufgabenbereich

7000 - An Arbeitsloseninitiative Kiel e.V. für Beratungs​stelle für Sozialhilfeempfänger

Streichung des Ansatzes von 40.000 DM

787 - Arbeitslosenticket

Streichung des Ansatzes von 900.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 4103 - Einmalige Leistungen an Empfänger laufender Leistungen

730 - Leistungen der Sozialhilfe an natürliche Personen außerhalb von Einrichtungen


hier: Bekleidungspauschale

Kürzung des Ansatzes um 1.500.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 4640 - Kindertageseinrichtungen 117 - Kostenbeiträge von Personal für Verpflegung Erhöhung des Ansatzes um 100.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 4601 - Jugend- und Mädchentreffs 7001 - An Guttemplerjugend

Kürzung des Ansatzes um 41.200 DM

7021 - An Jugendpfarramt für Jugendtreff Mettenhof/ Die Kiste

Kürzung des Ansatzes um 34.900 DM

Haushaltsstelle 4609 - Sonstige Einrichtungen der Jugendarbeit

7010 - An Kieler Jugendring



Kürzung des Ansatzes um 5.000 DM



Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 470 - Förderung öffentlicher und freier Wohlfahrtspflege

7034 - Gehörlosenverband für Dolmetschertätigkeit



Erhöhung des Ansatzes um 20.000 DM



Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 4:



mit Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 4:



mit Mehrheit

An dieser Stelle unterbricht Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) die Haushaltsberatungen  und ruft,  wie bei der Genehmigung der Tagesordnung  beschlossen, den  Tagesordnungspunkt "Wahl  eines ehrenamtlichen Magistratsmitglieds" auf.



Beratung und Beschluß:   Siehe unter Tagesordnungspunkt 7 c)

4. j) Betreff:

Umstrukturierungen vor dem Hintergrund der        - Drs. 918 -

Pflegeversicherung im Bereich der Altenarbeit


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag: Anliegendem Grundkonzept wird zugestimmt. Die Verwaltung wird beauftragt, die einzelnen Schritte einzuleiten:




1. Einrichtung einer kommunalen Pflegekonferenz




2. Schaffung von Verbundlösungen mit den Sozialstationen

3. Ausweitung des teilstationären Pflegeangebotes der Kurzzeit​pflege zu Lasten der Altenheimkapazitäten




4. Ausweitung des teilstationären Angebotes der Tagespflege

5. Umwidmung des Hauses Elsterkoppel von einer Alteneinrichtung in eine sozialtherapeutische Einrichtung

6. Umwidmung des Hauses Tannenberg in eine Einrichtung mit offe​nen gerontopsychiatrischen Wohngruppen. Hierzu sind Planungs​mittel in Höhe von 450.000,00 DM zur Erstellung der Bau- und Haushaltsunterlagen notwendig.




7. Errichtung der Betreuten Wohnanlage am Klausdorfer Weg




8. Verbundlösungen mit den Rentnerwohnanlagen der KWG schaffen

9. Modernisierung, Sanierung und Nutzungserweiterung der vorhan​denen Gebäude sicherstellen



    10. Ausbau der geriatrischen Rehabilitation



    11. Anpassung der Organisationsstrukturen an die Erfordernisse

des sozialpolitischen Handelns vor dem Hintergrund des Pfle​geversicherungsgesetzes


Beschluß:

mit Änderung einstimmig

4. k) Betreff:

Richtlinien zur Förderung der Jugendarbeit       - Drs. 923 -





hier: Personalbemessung in Kindertageseinrichtungen


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag: 1. Zugestimmt wird der anliegenden Richtlinie






"Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege"

2. Die Umsetzung erfolgt im Rahmen eines Stufenplanes. Für das Haushaltsjahr 1995 zunächst zusätzliche Haushaltsmittel in Höhe von 609.500 DM bei der HH-Stelle 4640/7000 für Elternin​itiativen bereitgestellt. Davon werden 147.400 DM bei der HH​Stelle 4640/1612 "Vom Land für Betriebskosten KTH" gedeckt.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, die darüber hinaus für alle anderen Träger erforderlichen Haushaltsmittel bzw. für städ​tische Einrichtungen benötigte Planstellen je zur Hälfte zum Haushalt 1996 und 1997 anzumelden.


Beschluß:

Nach Antrag - mit Mehrheit-

4. l) Betreff:

Reduzierung von Jugendhilfekosten durch Ausbau    - Drs. 917 -





ambulanter und präventiver Hilfen (Jugendhilfeprojekt)


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag: Zugestimmt wird der Umsetzung folgender Handlungsempfehlungen



(HE):

1. Einrichtung von Stadtteilkonferenzen (HE Nr. 4): Bereitstellung von 25.000 DM für Moderationszubehör u. a. Sachkosten 1995



2. Einrichtung von Stadtteilkonferenzen (HE Nr. 4): 

Schrittweise Entlastung der Gruppenleitungen im Allgemeinen Sozialdienst von der sachbearbeitenden Einzelfallzuständig​keit



3. Bildung von Jugendhilfezentren (HE Nr. 5): 






Bereitstellung von 23.000 DM für Sachkosten und Honorare 1995



4. Modellvorhaben Budgetierung (HE Nr. 6): 

Bereitstellung von 25.000 DM für die Einrichtung von zwei Bildschirmarbeitsplätzen 1995

5. Verstärkte Werbung für Pflegefamilien (HE Nr. 10): Bereitstellung von 30.300 DM für die Entwicklung eines Werbe​konzeptes, Druckkosten u. ä. 1995

6. Ausbau tagesstrukturierender Hilfen (HE Nr. 13): Bereitstellung von 24.600 DM für Verpflegung, Honorarmittel und Sachkosten 1995

7. Fortbildung im Rahmen von Personalentwicklung verstärken (HE Nr. 16): 

Bereitstellung von 100.000 zusätzlich für Fortbildungen, Fachtagungen, Supervision u. ä. 1995



8. a) HzE-Koordination einrichten (HE Nr. 17): 

Einrichtung einer Planstelle (BAT III) ab 15.02.1995, Dek​kung durch den Verzicht auf die Planstellen 1-4003-008 und 1-4003-009; Bereitstellung einer Sachkostenpauschale lt. KGSt 21.500 DM, darunter 11.000 DM Investitionsmittel





8. b) Jugendhilfeplanung einrichten (HE Nr. 12): 

Einrichtung einer Planstelle BAT III ab 15.02.1995, Dek​kung durch Verzicht auf die Planstellen 4601/023 und 4601/024, Bereitstellung einer Sachkostenpauschale lt. KGSt von 21.500 DM, darunter 11.000 DM Investitionsmittel





9. "2. Phase" des Projekts (HE Nr. 17): 

Verzicht auf die Durchsetzung der Wiederbesetzungssperre bis 31.12.1995 in den durch Veränderung am stärksten belasteten Abteilungen 43.1 und 43.2 des Amtes für Soziale Dienste sowie 42.1, 42.2 und 42.43 des Jugendamtes

Sämtliche Kosten für 1995 werden gedeckt durch die Verlagerung von Mitteln aus der HH-Stelle 4557.770 "Heimerziehung, sonst. betreute Wohnformen" in die in der Anlage 1 genannten Haushalts​stellen des Einzelplans 4.

Die Verwaltung wird beauftragt, die erforderlichen sächlichen, personellen und organisatorischen Voraussetzungen zu schaffen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Ziffern des Antrages



einzeln zur Abstimmung.



Beschluß über Ziffer 1:
mit Mehrheit



Beschluß über Ziffer 2:
mit Mehrheit



Beschluß über Ziffer 3:
einstimmig



Beschluß über Ziffer 4:
einstimmig



Beschluß über Ziffer 5:
einstimmig



Beschluß über Ziffer 6:
einstimmig



Beschluß über Ziffer 7:
mit Mehrheit

Beschluß über Ziffer 8 a): mit Mehrheit Beschluß über Ziffer 8 b): mit Mehrheit Beschluß über Ziffer 9:
mit Mehrheit

4. m) Zuschuß an den Verein LOTTA e.V. für das Projekt            - Drs. 934 ​



autonomes Mädchenhaus in Höhe von 1.076.300 DM



Reduzierung der HHSt. 4583.7000 auf 750.000 DM



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

a) Der Ansatz bei der Haushaltsstelle 4583.7000 wird auf 750.000,00 DM reduziert.

b) Die Verwaltung wird aufgefordert, kurzfristig einen Zusammenschluß




ähnlicher Projekte anzustreben.



Beschluß: A b g e l e h n t - mit Mehrheit -

4. n) Frauennetzwerk
                                 - Drs. 936 -



Streichung der HHSt. 470.731



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung möge beschließen, den Ansatz bei der Haushaltsstelle 470.7031 in Höhe von 85.000,00 DM zu streichen.



Beschluß:

A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

o) Auflösung der Beratungsstelle für pflegende Ange-           - Drs. 932 -


hörige - HHSt. 470.7045


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Die Beratungsstelle für pflegende Angehörige wird aufgelöst.


Zurückgezogen

4. bb) Betreff:  Niederschwellige Angebote für wohnungslose       - Drs. 946






- Menschen in der Kieler Innenstadt






("Sofortprogramm")



Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag: 1. Einer Erweiterung der Öffnungszeiten in der "Tageswohnung" der Evangelischen Stadtmission e. V. (ESM) in der Hamburger Chaussee 44 wird zugestimmt. Die erforderlichen Mittel in Höhe von 70.000 DM werden mit dem Haushaltsplan 1995 bei der HH-Stelle
470.7026 zusätzlich bereitgestellt.

 2. Der versuchsweisen Einführung von aufsuchender Sozialarbeit in der Innenstadt durch die ESM wird zugestimmt. Die erfor​derlichen Mittel in Höhe von 58.000 DM werden mit dem Haus​haltsplan 1995 bei der Haushaltsstelle 470.7026 zusätzlich bereitgestellt.

 3. Der Einführung eines ambulanten Gesundheitsdienstes durch das Gesundheitsamt in der "Tageswohnung" der ESM wird zuge​stimmt. Die erforderlichen Mittel in Höhe von 15.000 DM wer​den bei der neu einzurichtenden HH-Stelle 50.626 - Ambulan​ter Gesundheitsdienst - mit dem Haushaltsplan 1995 bereitge​stellt.



Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

Einzelplan 5 - Gesundheit, Sport, Erholung




Hierzu ruft Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) den Wirtschafts-




plan für

das Städtische  Krankenhaus für  das  Wirtschaftsjahr




1995 sowie im Verwaltungshaushalt die Vorlage

4 p) Änderung der Gebührensatzung für die Nutzung der Schwimmhallen, Sommerbäder und Warmbadeeinrich-

tungen der Landeshauptstadt Kiel - Drs. 884 -




und




im Vermögenshaushalt den Antrag




4 q) Sanierung der Schwimmhalle in Schilksee





Haushaltsstelle 572.500





der S-U-K-Ratsfraktion - Drs. 939 -




auf.









Verwaltungshaushalt




Ratsherr

H e i n e m a n n  (SPD) stellt namens seiner Frakti-




on und der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN folgenden Antrag:

"Das  Projekt "IHRISS e.V." wird in der Haushaltsstelle 50.7001 um
26.000  DM gekürzt.  Die Zuwendung  der Stadt soll 20.000 DM




betragen.




Die  Ratsversammlung begrüßt das gemeindenahe geschlechtsspezi-

fische  Psychiatrie-Hilfekonzept. Nach  Ablauf des dritten ABM​Jahres soll das Projekt daher personell gefördert werden.

Da das  Arbeitsamt eine  Förderung für  das dritte  ABM-Jahr in Aussicht gestellt  hat, ist eine Förderung nur in der genannten Höhe notwendig."

Beschluß:
Nach Antrag - mit Mehrheit

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) stellt  zunächst die  "Ände​rung  der Gebührensatzung  für die  Nutzung der  Schwimmhallen, Sommerbäder  und Warmbadeeinrichtungen"  - Tagesordnungspunkt 4 p) - zur Abstimmung.

Beschluß:
Siehe auf der nachgehefteten Drs. 884

Anträge der CDU-Ratsfraktion

Haushaltsstelle 50 - Gesundheitsamt

655 - Projektförderung zur Suchtpräventation "Sperrvermerk: Freigabe durch den Gesundheitsausschuß" Beschluß:
Nach Antrag - mit Mehrheit

7001 - An IHRISS e. V.

Streichung des Ansatzes von 46.000 DM

7007 - An donna klara e. V. Kürzung des Ansatzes um 45.600 DM 

7010 - An den Verein zur Förderung der Gesundheitshilfe für Suchtkranke

Kürzung des Ansatzes um 25.000 DM

Beschluß:
Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 550 - Sportamt

7001 - Förderung der Vereins- und Jugendamt

Erhöhung des Ansatzes um 10.000 DM

Beschluß:
Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 593 - Kleingärten 

042.952 - Bau einer Wasserleitung (in Aubrook) Streichung des Ansatzes von 50.000 DM Beschluß:
Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Wirtschaftsplan des Städtischen Krankenhauses:

Einstimmig

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 5:





mit Mehrheit










Vermögenshaushalt

Die S-U-K-Ratsfraktion zieht ihren Antrag zu 4 q) - Drs. 939 ​zurück.





Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 5:





mit Mehrheit

4. p)  Betreff:  Änderung der Gebührensatzung für die Nutzung der  - Drs. 884 Schwimmhallen, Sommerbäder und Warmbadeeinrich-








tungen der Landeshauptstadt Kiel




Berichterstatter:  Stadträtin Lebert

Antrag: Dem als Anlage beigefügten Entwurf der 1. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung für die Schwimmhallen, Sommerbäder und Warmba​deeinrichtungen der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt.




Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

q) Sanierung der Schwimmhalle in Schilksee                     - Drs. 939 -



Erhöhung der HHSt. 572.500 um 50.000 DM



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der Ansatz bei der Haushaltsstelle 572.5000 wird von 350.000,00 DM auf 400.000,00 DM erhöht.



Zurückgezogen

Einzelplan 6 - Bau- und Wohnungswesen, Verkehr





Hierzu ruft Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) im





Verwaltungshaushalt den Antrag





4 s) Sicherstellung der öffentlichen Beleuchtung






- Drs. 937 -, Haushaltsstelle 670.5100






der S-U-K-Ratsfraktion,





im Vermögenshaushalt den Antrag

4 r) Sanierung und Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege und Parkplätze - Drs. 938 -, Haushaltsstelle
63.5100






der S-U-K-Ratsfraktion





auf.





Beschlüsse:
Siehe auf den nachgehefteten Drucksachen









937 und 938





Zum Verwaltungshaushalt wird außerdem die gesonderte Vorlage

4 t) Satzungsgemäße Straßenreinigung gegen Gebühr






- Drs. 916 - aufgerufen.





Beschluß:   Siehe auf der nachgehefteten Vorlage - Drs. 916




Verwaltungshaushalt

Anträge der CDU-Ratsfraktion

Zentral bewirtschaftete Ausgaben

Deckungsring 510 - Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze

Erhöhung des Ansatzes um 250.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 65 - Kreisstraßen

5100 - Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege, Brücken, Parkplätze

Erhöhung des Ansatzes um 50.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 66 - Bundes- und Landesstraßen

5100 - Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege, Brücken, Parkplätze

Erhöhung des Ansatzes um 50.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit Haushaltsstelle 63 - Gemeindestraßen 

5100 - Unterhaltung der öffentlichen Straßen, Wege, Brücken, Parkplätze

Erhöhung des Ansatzes um 200.000 DM

Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit

Haushaltsstelle 670 - Straßenbeleuchtung

Erhöhung des Ansatzes um 200.000 DM Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit 

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 6: mit Mehrheit





Vermögenshaushalt

Anträge der CDU-Ratsfraktion

Haushaltsstelle 63 - Gemeindestraßen

091.361 - Vom Land für den Ausbau des Radwegenetzes Streichung des Ansatzes von 600.000 DM

091.950 - Ausbau des Radwegenetzes



Streichung des Ansatzes von 1.000.000 DM



Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit



Haushaltsstelle 63 - Gemeindestraßen

042.361 - Vom Land für die Verlängerung der Olshausenstraße bis zum Torfmoorkamp



Neuer Ansatz von 560.000 DM

042.950 - Verlängerung der Olshausenstraße bis zum




Torfmoorkamp



Neuer Ansatz von 735.000 DM



Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit



Haushaltsstelle 63 - Gemeindestraßen

954.950 - Straßenbau im Zusammenhang mit Arbeiten der Ver- und Entsorgungsträger



Erhöhung des Ansatzes um 75.000 DM



Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit



Haushaltsstelle 65 - Kreisstraßen

023.361 - Vom Land für den Umbau von Haltestellen für Niederflurbusse

Streichung des Ansatzes von 225.000 DM

023.950 - Umbau von Haltestellen für Niederflurbusse Streichung des Ansatzes von 300.000 DM



Beschluß:   Abgelehnt - mit Mehrheit



Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 6:



mit Mehrheit

4. r) Sanierung und Unterhaltung derr öffentlichen                - Drs. 938 


​Straßen, Wege, Brücken und Parkplätze;


Erhöhung der HHSt. 63.5100 um 1.500.000 DM


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Der Ansatz bei der Haushaltsstelle 63.5100 wird von 2.000.000,00 DM auf mindestens 3.500.000,00 DM erhöht.

2. Evtl. Mehreinnahmen sind für Mehrausgaben bei der Haushaltsstelle



63.5100 zu verwenden.


Beschluß:
 A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

4. s) Sicherstellung der öffentlichen Beleuchtung                 - Drs. 937 


​Erhöhung der HHSt. 670.5100 um 600.000 DM


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der Ansatz bei der Haushaltsstelle 670.5100 wird von 2.900.000,00 DM auf mindestens 3.500.000,00 DM erhöht.


Beschluß:

A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

4. t) Betreff:  Satzungsgemäße Straßenreinigung gegen Gebühr      - Drs. 916 ​-





11. Nachtragssatzung -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Die als Anlage beigefügte 11. Nachtragssatzung über die Reini​gung der öffentlichen Straßen in der Landeshauptstadt Kiel wird beschlossen.


Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) verweist auf die im Magistrat am

14. Dezember 1994 beschlossene Fassung - Absenkung der Gebühren um

7,3 %. Das Material hierzu wurde zur Sitzung der Ratsversammlung auf den Tisch gelegt.


Stadtrat   Dr.
W u l f f   (CDU) erwartet, daß der Betrag von

500.000,00 DM, der letztlich zu einer geringeren Gebührenabsenkung ge​führt hat, sehr genau abgerechnet und der Bauverwaltung in Rechnung ge​stellt wird.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

Einzelplan 7 - Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung

Verwaltungshaushalt

Stadtpräsidentin  R e y e r  (SPD) ruft hierzu die gesonderten



Vorlagen



4 u) Nachtragsgebührensatzung zur Satzung über die

Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im Stadt-

gebiet Kiel (Abfallgebührensatzung) - Drs. 915 -



und



4 v) Änderung von Gebühren und Entgelten im




Friedhofswesen - Drs. 905 -



auf.



Beschlüsse:
Siehe auf den nachgehefteten Vorlagen Drs. 915







und Drs. 905



Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 7:



mit Mehrheit



Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 7:



mit Mehrheit

4. u) Betreff:  Nachtragsgebührensatzung zur Satzung über die     - Drs. 915 ​




Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im 





Stadtgebiet Kiel (Abfallgebührensatzung)


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Die Nachtragssatzung zur Satzung über die Vermeidung und Entsor​gung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Anlage 1) wird beschlos​sen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

4. v) Betreff:  Änderung von Gebühren und Entgelten im        - Drs. 905 




​Friedhofswesen


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Der beigefügten 2. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung für

Friedhöfe und Feuerbestattungsanlagen der Landeshauptstadt Kiel vom 22.12.1992 in der Fassung der 1. Nachtragssatzung vom 11.01.1994 (Anlage 1) und dem beigefügten 2. Nachtrag zur Ent​geltsordnung für die städtischen Friedhöfe in Kiel vom 22.12.1992 in der Fassung des 1. Nachtrages vom 11.01.1994 (An​lage 2) wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-







Einzelplan 8 - Wirtschaftliche Unternehmen,








Allgemeines Grund- und Sondervermögen

Hierzu  ruft Stellv.  Stadtpräsidentin  S c h a t t k e   (CDU) den  Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe 1995 sowie im Verwaltungshaushalt die Vorlage

4 w)  Kieler Hafengebührensatzung      Kieler Hafenentgeltsord​nung -  Drs. 924  -, deren  Ziffern 2 und 3 vom Dezernenten zu​rückgezogen worden sind, auf.

Beschluß über  den Wirtschaftsplan der Hafen- und Verkehrs- be​triebe:

Einstimmig

Beschluß über Tagesordnungspunkt 4 w) - Drs. 924 - Ziff. 1: Einstimmig bei 2 Enthaltungen

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 8:



mit Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 8:



mit Mehrheit

4. w) Betreff:  Kieler Hafengebührensatzung                       - Drs. 924 



​Kieler Hafenentgeltsordnung


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: 1. Den als Anlage 1 und 2 beigefügten Entwürfen der 8. Nach​tragssatzung zur Kieler Hafengebühren-Satzung und der

8. Nachtragsordnung zur Kieler Hafenentgelts-Ordnung wird zu​gestimmt.

2. Die Vermögensplanmaßnahme "822/6447 - Herrichtung des Sport​hafens Dietrichsdorf wird - wie ursprünglich im Entwurf zum Wirtschaftsplan der HVB für 1995 vorgesehen - in 1995 durch​geführt.




3. Die im Erfolgsplan 1995 der HVB angesetzten Mehreinnahmen für

Sporthafenabgaben - 234.000,00 DM entsprechend einer 8 %igen Erhöhung der Liegeplatzgebühren - werden auf 117.000,00 DM reduziert (entsprechend 4 % der Liegeplatzgebühren).


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -







Einzelplan 9 - Allgemeine Finanzwirtschaft









Verwaltungshaushalt



Zum Verwaltungshaushalt ruft Stellv. Stadtpräsidentin



S c h a t t k e  (CDU) zunächst die Vorlage



4 x) Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die

Erhebung einer Verpackungssteuer - Drs. 926 -



auf.



Beschluß: Siehe auf der nachgehefteten Drs. 926



Zu Tagesordnungspunkt

4  y) Einführung  einer Zweitwohnungssteuer  ab      1.  Januar 1995 in der Landeshauptstadt Kiel      - Drs. 927 -



liegt ein Antrag der CDU-Ratsfraktion vor.



Haushaltsstelle 900 - Steuern u.ä.

027 - Zweitwohnungssteuer

Streichung des Ansatzes von 800.000 DM Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit 

Beschluß über die Verwaltungsvorlage - Tagesordnungspunkt 4 y:



Siehe auf der nachgehefteten Drs. 927

4. x) Betreff:  Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die        - Drs. 926 



​Erhebung einer Verpackungssteuer


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: 1. Der Einführung einer Verpackungssteuer ab 01.01.1995 und der hierzu als Anlage beigefügten Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Erhebung einer Verpackungssteuer wird zuge​stimmt.

2. Im Stellenplan 1995 wird gleichzeitig folgende Planstelle eingerichtet:






1 Planstelle Verg. Gr. V c BAT

3. Im Haushaltsplan werden folgende Personal- und Sachkosten eingebracht:






a) Herrichtung und Ausstattung der

Räumlichkeiten incl. PC und








Leitungsanschlüsse                  50.000,00 DM






b) Personalkosten                      65.000,00 DM









                        115.000,00 DM


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

4. x) Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die                  - Drs. 926 ​


Erhebung einer Verpackungssteuer

Bürgermeister   Z i m m e r   (CDU) trägt eine Änderung gemäß Beschluß des Magistrats vom 14. Dezember 1994 vor:

"§ 10 der Satzung lautet wie folgt: Diese Satzung tritt am 1. April


1995 in Kraft."

Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt ein Alternativantrag der CDU-Rats-


fraktion vor:

"Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel wird als Instrument zur Vermeidung bzw. Verringerung von nicht wiederverwertbaren Verpackungen und nicht wiederverwertbarem Geschirr, sofern Speisen und Getränke darin zum Verzehr an Ort und Stelle verkauft werden, eine Steuer einführen. Der Satzungsbeschluß darüber soll jedoch erst dann ergehen, wenn das Ur​teil des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes zur sog. "Kasseler Verpak​kungssteuer" getroffen und vom Deutschen Städtetag eine Mustersatzung erarbeitet worden ist."

Stellvertretende Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) stellt diese Anträge alternativ zur Abstimmung.

Dabei erhält die Ursprungsvorlage - Drs. 926 - einschl. der von Bürger​meister Zimmer vorgetragenen Änderung die Mehrheit der abgegebenen Stim​men.

4. y) Betreff:  Einführung einer Zweitwohnungssteuer ab           - Drs. 927 -


          01.01.1995 in der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: 1. Der Einführung einer Zweitwohnungssteuer ab 01.01.1995 und

der hierzu als Anlage beigefügten Satzung der Landeshaupt​stadt Kiel über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer wird zugestimmt.

        2. Im Stellenplan 1995 werden gleichzeitig folgende Planstellen eingerichtet:



1 Planstelle Verg. Gr. V b BAT



1 Planstelle Verg. Gr. VI b BAT



1 halbe Planstelle Verg. Gr. VI b BAT (Stadtkasse)

        3. Im Haushaltsplan werden folgende Personal- und Sachkosten eingebracht:



a) Herrichtung und Ausstattung der

Räumlichkeiten für die Ämter 90 und




91 incl. PC und Leitungsanschlüsse     100.000,00 DM



b) Personalkosten                         169.000,00 DM




                                       269.000,00 DM


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

4. y) Erhöhung der Vergnügungssteuer                  - Drs. 980 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


Die beigefügte 6. Nachtragssatzung über die Erhebung einer Vergnügungs-

steuer für das Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsapparaten wird be​schlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

4. y) Erhöhung der Vergnügungssteuer                              - Drs. 980 -


Stellv. Stadtpräsidentin
S c h a t t k e   (CDU) verweist auf den vor-

gehefteten, außerhalb einer Zusammenstellung auf den Tisch gelegten An​trag der SPD Ratsfraktion/Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN und stellt zunächst den Antrag zur Abstimmung.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig bei 1 Enthaltung


Beschluß über die Nachtragssatzung: einstimmig

Beschluß über den Verwaltungshaushalt - Einzelplan 9: mit Mehrheit Vermögenshaushalt

Hierzu ruft Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) den An​trag der S-U-K-Ratsfraktion "Mittelbewilligungsvermerk Amt 04" auf.


Beschluß: Siehe auf der nachgehefteten Drs. 909

Beschluß über den Vermögenshaushalt - Einzelplan 9: mit Mehrheit

7. a) Mittelbewilligungsvermerk Amt 04                            - Drs. 909 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der Mittelbewilligungsvermerk für das Amt 04 Organisation und Verwal-


tungsreform wird mit sofortiger Wirkung gestrichen.


Beschluß:  Verwiesen

Stellv. Stadtrat   V o i g t   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) beantragt Über​weisung in den Personalausschuß und die Steuerungsgruppe.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag:  Einstimmig

4. a) Nach Beratung der Einzelpläne stellt Stellv. Stadtpräsidentin


S c h a t t k e   (CDU) zunächst den Verwaltungshaushalt für das Jahr 1995 in der nunmehr vorliegenden Fassung zur Abstimmung.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt für das Jahr 1995 in der nunmehr 


vorliegenden Fassung:


Nach Antrag - mit Mehrheit


Stellv. Stadtpräsidentin
S c h a t t k e   (CDU) bittet Bürgermeister

Zimmer, die Haushaltssatzung zu verlesen und läßt anschließend über die Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel - Drs. 925 - in der nunmehr vorliegenden Fassung einschl. Wirtschaftsplan des Städt. Krankenhauses, Bewirtschaftungsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel und Wirt​schafsplan der Hafen- und Verkehrsbetriebe abstimmen.

Beschluß über die Haushaltssatzung einschl. der Wirtschaftspläne:


Nach Antrag - mit Mehrheit

4. b) Betreff:  Stellenplan 1995                                  - Drs. 900 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Den in der Anlage 1 zusammengefaßten Stellenplananträgen sowie den Entscheidungen über die Planstellen, die das Amt für Organi​sation und Verwaltungsreform seit der Beschlußfassung über den Stellenplan 1994 im Rahmen der ihm durch Beschluß des Personal​ausschusses vom 19. November 1984 erteilten Befugnisse getroffen hat (Anlage 2), wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

4. d) Betreff:  Technische Dienste bei den Hafen- und             - Drs. 787 ​Verkehrsbetrieben


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Die Hafen- und Verkehrsbetrieb werden ermächtigt, die organisa​torischen und personellen Voraussetzungen für die Einrichtung eines eigenen technischen Dienstes für den Bereich Unterhal- tung/Bautechnik nach Maßgabe der beigefügten Anlage 1 zu schaf​fen. Der Magistrat wird beauftragt, die beiden einzurichtenden Stellen nach Punkt 3 der Anlage 1 ab 01.01.1996 kostenneutral bei der Bauverwaltung einzusparen.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

4. b) Stellenplan 1995


Hierzu liegen als Beratungsunterlagen vor:

Die Verwaltungsvorlage 4 b) "Stellenplan 1995" - Drs. 900 - sowie Vorla​gen


4 c) Personalsituation im Tiefbauamt - Drs. 835 -


4 d) Technische Dienste bei den Hafen- und Verkehrsbetrieben



- Drs. 787 -

Ferner wurde zur Sitzung der Ratsversammlung der Veränderungsnachweis gemäß Beschluß des Magistrats vom 14. Dezember 1994 auf den Tisch ge​legt.

Ratsherr   V o i g t   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) beantragt namens seiner Fraktion und der SPD-Ratsfraktion noch eine weitere, über den Verände​rungsnachweis des Magistrats hinausgehende Ergänzung:

"Die Planstelle 700/007 wird nach Bes. Gr. A 13 BBesO/höherer Dienst


aufgewertet - vorbehaltlich des Stellenkegels."


Beschluß über diesen Ergänzungsantrag: - mit Mehrheit -

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) stellt namens seiner Fraktion folgende Änderungsanträge:


Einzelplan 0


034 - Gemeindesteuern und -abgaben


Streichung folgender Planstellen:

1 x  Stadtamtmann/frau A 11 BBesO

1 x Stadtoberinspektor/in A 10 BBesO

2 x Stadtangestellte/r V c/V b BAT

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Streichung folgender Planstelle:

1 x Stadtangestellte/r III/II BAT



30,0 WoStd. kw 2 12.99

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) bringt zwei interfraktionelle Anträge von SPD-Ratsfraktion und Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN ein:

"Betr.: Stellenplananforderung des Baudezernats wegen nicht anzuwenden​der Bebauungspläne

Die Ratsversammlung möge beschließen:

1. Die Ratsversammlung hat die Geschäftliche Mitteilung des Stadtpla​nungsamtes vom
31. Oktober 1994 zur Kenntnis genommen. Sie verkennt

in keiner Weise die Probleme, die sich vor allem aus den fehlerhaft zustande gekommenen und fehlerhaft bekanntgemachten B-Plänen ergeben.

2. Des weiteren ermutigt sie den Magistrat, mit dem Innenministerium auszuloten, welche einfachste Form der Fehlerbeseitigung rechtssicher angewendet werden kann bzw. welche Heilungs- und Unbeachtlichkeitsre​gelungen im Landesverwaltungsrecht Abhilfe schaffen könnten. Ggf. sollten Entscheidungen in strittigen Fällen im Klagewege herbeige​führt werden.

3. Die Ratsversammlung ermutigt den Stadtbaurat zugleich, die zweifellos belastende Situation zu einer grundlegenden Umorganisation des Stadt​planungsamtes zu nutzen. Nach Besetzung der sechs freien Stellen sollten alle Abteilungen des Stadtplanungsamtes in ein Strukturre​formmodell einbezogen werden, das durch neue Prioritäten alle vorhan​denen Ressourcen besser nutzen und zu mehr Effizienz gelangen sollte.

4. Bau- und Personalausschuß erwarten die Berichte zu Ziffer 2 und 3 des Antrages spätestens nach der Sommerpause 1995."

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

"Betr. Abgelehnte Stellen im Bereich des Tiefbauamtes

Die Ratsversammlung möge beschließen:

Aus dem Paket der vom Tiefbauamt angemeldeten und vom Amt für Organisa​tion und Verwaltungsreform abgelehnten Stellen werden folgende Stellen eingerichtet:

1 Stelle BAT III/II in der Abteilung Verkehrswesen (Verkehrslenkung/-sicherung)

1 Stelle BAT IV a/III in der Abteilung Straßenunterhaltung

(Straßen- und Aufbruchkataster)

1 Stelle BAT III/II - befristet für 5 Jahre - in der Abteilung Hafen​und Bahnanlagen (Hafenbau). Für diese Stelle wird zugleich die Ausbringung eines kw-Vermerkes an anderer Stelle des Stellenplanes erwartet.

Soweit die Einrichtung von Verwaltungsstellen beantragt wird, kommt nur


eine kostenneutrale Lösung (ku-Vermerk) in Frage."


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß Tagesordnungs​punkt 4 c) - Drs. 835 - in der Magistratssitzung am 14. Dezember 1994 

bei 1 Ja-Stimme mit Mehrheit abgelehnt worden ist und nicht mehr zur Ab​stimmung ansteht.

Die Verwaltungsvorlage zu TOP 4 d) - Drs. 787 - ist gemäß Magistratsbe​schluß vom 14. Dezember 1994 im letzten Satz des Antrages wie folgt zu fassen:

"Der Magistrat wird beauftragt, die beiden einzurichtenden Stellen nach Punkt 3 der Anlage 1 vorbehaltlich des Ergebnisses einer durchzuführen​den Organisationsüberprüfung ab 1. Januar 1996 kostenneutral bei der Bauverwaltung einzusparen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt sodann den Stellenplan in der nunmehr vorliegenden, geänderten Fassung zur Abstimmung.


Beschluß: mit Mehrheit

Mit der Verabschiedung der Haushaltssatzung 1995 sind die Haushaltsbera​tungen abgbeschlossen, so daß Stellv. Stadtpräsidentin 


S c h a t t k e   (CDU) nunmehr die Vorlage



4 aa) Mittelfristige Finanzplanung 1994 - 1998


aufruft.

Ratsherr   M a l o n n   (CDU) beantragt namens seiner Fraktion, die Herrichtung des naturwissenschaftlichen Raumes der Grund- und Hauptschu​le Holtenau in die Mittelfristige Finanzplanung aufzunehmen.

Es besteht Einvernehmen, dieses Ziel mit einem politischen Willen inten​siv bei den nächsten Haushaltsberatungen zu verfolgen. Ob es letztlich erreichbar ist, ist von den jeweiligen Haushaltsberatungen abhängig zu machen.

Die CDU-Ratsfraktion verzichtet daher auf eine Abstimmung des von Rats​herrn Malonn vorgetragenen Antrags.

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) stellt nunmehr die


Vorlage 4. aa) "Mittelfristige Finanzplanung" zur Abstimmung.


Beschluß: Siehe auf der nachgehefteten Drs. 928

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

5. a) Einwohnerbeschwerde nach § 16 e GO                          - Drs. 970 -


Kenntnis genommen

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

6. a) Einziehung des Parkplatzes an der Eckernförder              - Drs. 880 ​


Straße/Ecke Gutenbergstraße


Kenntnis genommen

6. b) Energiebericht 1991 - 1992                                  - Drs. 901 -


Kenntnis genommen

7. Anträge der Fraktionen

7. a) Mittelbewilligungsvermerk Amt 04                            - Drs. 909 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:


Der Mittelbewilligungsvermerk für das Amt 04 Organisation und Verwal-


tungsreform wird mit sofortiger Wirkung gestrichen.

Stellv. Stadtrat   V o i g t   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) beantragt Über-


weisung in den Personalausschuß und die Steuerungsgruppe.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: Einstimmig

7. b) Ausschußumbesetzungen                                       - Drs. 920 


​Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor: 


1. Personalausschuß



Für das ausgeschiedene stellvertretende Mitglied Christiane Pahnke



wird



Ratsherr Ulrich   K o l b

als stellvertretendes Mitglied in den Personalausschuß gewählt.


2. Ausschuß zur Überarbeitung der Geschäftsordnung



Für das ausgeschiedene stellvertretende Mitglied Christiane Pahnke



wird



Ratsherr Rolf   K ä h l e r

als stellvertretendes Mitglied in den Ausschuß zur Überarbeitung der Geschäftsordnung gewählt.


3. Jugendhilfeausschuß



Für das ausgeschiedene stellvertretende Mitglied Christiane Pahnke



wird



Ratsfrau Helga   H i l l e b r a n d



als stellvertretendes Mitglied in den Jugendhilfeausschuß gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

7. c) Wahl eines hauptamtlichen Magistratsmitglieds

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


vor

Herr Reinhard Kaiser wird mit Wirkung möglichst zum 1. Februar 1995 für die Dauer von sechs Jahren zum hauptamtlichen Magistratsmitglied - Sach​gebiet 7 - gewählt.

7. c) Wahl eines hauptamtlichen Magistratsmitglieds

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, diesen Tagesord​nungspunkt vorzuziehen und die Haushaltsberatungen am Nachmittag des


15. Dezember zu unterbrechen.

Zur besseren Übersicht verbleibt der Punkt jedoch an dieser Stelle ein​geordnet.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt zur Wahl folgendes mit:


Die Wahl richtet sich nach § 64 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit den

§§ 57, 57 a) und 57 b) der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein.

Auf Verlangen einer nach § 64 Abs. 2 vorschlagsberechtigten Fraktion wird ein hauptamtlicher Stadtrat abweichend von § 64 Abs. 1 und 2 auf Vorschlag der nach § 64 Abs. 4 - 8 vorgeschlagsberechtigten Fraktion ge​wählt.

In diesem Fall bedarf die Wahl einer Mehrheit von zwei Dritteln der ge​setzlichen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung.

Die CDU-Ratsfraktion hat die Wahl nach § 64 Abs. 3 ff. verlangt. Vor​schlagsberechtigt ist in diesem Fall entprechend § 64 Abs. 4 (Höchst​zahlprinzip) die Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN.

Von der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN liegt der Vorschlag, Herrn Reinhard Kaiser zum hauptamtlichen Magistratsmitglied zu wählen, vor.

Da bereits geheime Wahl beantragt ist, läßt Stadtpräsidentin   R e y e r (SPD) die Stimmzetel verteilen.


Es ist mit "Ja", "Nein" oder "Enthaltung" zu stimmen.

Nach Schließung der Wahlhandlung wird jeder Stimmzettel gemäß § 29 der Geschäftsordnung der Ratsversammlung von der Stadtpräsidentin laut ver​lesen.

Nach Auszählung der Stimmen gibt Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD)


das Abstimmungsergebnis bekannt:

bei 27 Ja-Stimmen und 18 Nein-Stimmen ist der Antrag abgelehnt.

7. d) Umbesetzung im Kulturausschuß                               - Drs. 957 ​


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Für das ausgeschiedene Kulturausschußmitglied Volker Staudt wird das bisherige stellvertretende Kulturausschußmitglied



Stadträtin Edina Dickhoff



als ordentliches Mitglied in den Kulturausschuß gewählt.

2. Als stellvertretendes Kulturausschußmitglied wird gewählt: Herr Kord Schoeler



Schauenburgerstr. 27



24105 Kiel.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

7. e) Neubau der Fachhochschule in Dietrichsdorf                  - Drs. 981 -

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion, CDU-Ratsfraktion, Ratsfraktion DIE GRÜNEN/Bündnis 90 und der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Die Ratsversammlung räumt dem Neubau der Fachhochschule höchste Prio​rität ein.

2. Alle städtischen Ämter und Betriebe werden im Rahmen ihrer Zuständig​keiten beauftragt, die Realisierung im vorgesehenen Zeitplan sicher​zustellen, soweit städtische Genehmigungen erforderlich oder Belange berührt sind.

3. Die Hafen- und Verkehrsbetriebe werden beauftragt, den auf dem frag​lichen Grundstück im Ostuferhafen tätigen Firmen die Miet- oder Pachtverträge sofort zu kündigen. Soweit vertragliche Kündigungsfri​sten einer Räumung der Räumlichkeiten bis Mai 1995 entgegenstehen, sind unverzüglich Verhandlungen zu führen. Über die Ergebnisse sind dem Wirtschaftsausschuß in seiner Januarsitzung zu berichten.

4. Für die umzusetzenden Firmen sind unverzüglich Alternativstandorte zu entwickeln.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

8. Betreff:  Überörtliche Prüfung des Landesrechnungshofes        - Drs. 886 -






Schleswig-Holstein 1993






hier: Stellungnahme der Landeshauptstadt Kiel







an den Innenminister


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Dem anliegenden Entwurf einer Stellungnahme der Landeshauptstadt

Kiel zu dem Prüfungsbericht des Landesrechnungshofes über die über​örtliche Prüfung 1993 wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

9. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 911 -






114.003.9353 - Erstausstattung der Büro- und






Laborräume der Grenzkontrollstelle Kiel


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Zugestimmt wird der außerplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstel​le 114.003.9353 - Erstausstattung der Büro- und Laborräume der Grenzkontrollstelle- über 45.000 DM. Die Mehrausgaben werden ge​deckt durch Einsparungen in Höhe von 45.000 DM bei der Haushalts​stelle 912.000971 - Tilgung von Krediten an das Land -


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff:  Einbau einer Warmwasserzentralheizung                - Drs. 910 





​hier: Genehmigung einer Eilentscheidung







des Magistrats


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der HHSt. 675.040.940 - Heizungsumstellung Hanssenstraße 22 - i. H. v. 12.000,00 DM wird zugestimmt.





Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen bei der HHSt. 720.000.345





- Aus dem Verkauf beweglicher Sachen - i. H. v. 12.000,00 DM.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff:  Zustimmung zur Wahl des stellvertretenden            - Drs. 881 





​Wehrführers der Freiwilligen Feuerwehr




Kiel-Dietrichsdorf


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz

Antrag: Der Wahl des Oberlöschmeisters Uwe Stock, geb. am 04.11.1961 in

Duisburg, wohnhaft Eichenbergskamp 14 - 16, 24149 Kiel, zum stell​vertretenden Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Dietrichs​dorf wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff:  Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe               - Drs. 882 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstelle 21.542 - Wasser-, Gas- und Strombezug - in Höhe von 130.000 DM wird zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch folgende Mehreinnahmen bzw. Einspa​rungen:



a) Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 24.1402





- Vermietung von Schulräumen -                      40.000 DM



b) Einsparungen bei den Haushaltsstellen 21.6711,





22.6711, 27.6711 - Schulkostenbeiträge für





Ersatzschulen an das Land -                         29.000 DM



c) Einsparungen bei der Haushaltsstelle 290.6140





- Fahrkosten zum Schwimm- und Sportunterricht -     61.000 DM





                                                   130.000 DM


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff:  Zustimmung zur Leistung einer überplanmäßigen        - Drs. 912 




​Ausgabe bei der Haushaltsstelle 321.542 -




Wasser-, Gas- und Strombezug -


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer

Antrag: Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstelle 321.542 - Wasser-, Gas- und Strombezug bis zu einer Höhe von 5.700,00 DM wird zugestimmt. Die Ausgabe wird gedeckt durch Minder​ausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 321.540 - Grund​steuern und sonstige Grundstücksabgaben.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 913 



​440.750 - Leistungen an Kriegsopfer und ähnliche Anspruchsberechtigte


Berichterstatter:  Stadtrat Raupach

Antrag: Zugestimmt wird einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushalts-

stelle 440.750 in Höhe von 287.800,00 DM. Die überplanmäßige Ausga​be wird wie folgt gedeckt:

(Mehr-)Einnahmen und Erstattungen bei 440.240 =        92.900,00 DM (Mehr-)Erstattung durch den Bund bei 440.160 =        155.900,00 DM Minderausgaben bei der Haushaltsstelle



470.7013 - An verschiedene Organisationen für



Einzelfahrten im Rahmen des Not- und Fahrdienstes

für Behinderte - =                                      7.000,00 DM Mehreinnahmen bei 454.240 - Ersatz von Lei-



stungen außerhalb von Heimen - =                       32.000,00 DM





                                                   287.800,00 DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 883 ​



550.7001 - Förderung der Vereins- und Jugendarbeit


Berichterstatter:  Stadträtin Lebert

Antrag: Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstelle 550.7001 - Förderung der Vereins- und Jugendarbeit - in Höhe von 15.000,00 DM wird zugestimmt.

Der Betrag wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 560.140 - Vermietung und Verpachtung -.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Grundreparatur des Zaunes zwischen                   - Drs. 914 ​Kleingolfplatz und Sommerbad Katzheide


Berichterstatter:  Stadträtin Lebert

Antrag: a) Bei der Haushaltsstelle 571.511 - Unterhaltung der Freibäder -

wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 14.000,00 DM zugestimmt.

b) Die Mehrausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in derselben Höhe bei folgenden Haushaltsstellen:

560.115 - Nutzungsentgelte -                        8.000,00 DM 560.140 - Aus Vermietung und Verpachtung -          4.000,00 DM 561.140 - Aus Vermietung und Verpachtung -          2.000,00 DM





                                                   14.000,00 DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 615 für das Baugebiet Kiel-Hörn,   - Drs. 808 ​Gablenzstraße, Werftstraße, Schwedendamm, Bahnhofstraße(Neuaufstellung/Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Hörn, Gablenzstraße, Werftstraße, Schweden​damm, Bahnhofstraße wird der Bebauungsplan Nr. 615 erneut aufge​stellt. Das Gebiet ist im beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

17. Bebauungsplan Nr. 615 für das Baugebiet                        - Dr. 808 ​


Kiel-Hörn, Gablenzstraße, Werftstraße, Schwedendamm,


Bahnhofstraße (Neuaufstellung - Aufstellungsbeschluß)


Ratsherr

W i t t   (CDU) stellt namens einer Fraktion folgenden Ände-


rungsantrag:


"In der Begründung der Vorlage werden folgende Änderungen vorgenommen:

1. Abs. 1, vorletzter und letzter Satz werden gestrichen und durch folgende Formulierung ersetzt:

"Einzelhandelsbetriebe sind mit Ausnahme von Läden zur Deckung des täg​lichen und periodischen Bedarfs (Lebensmittel und z. B. Kosmetika) zuge​lassen. Nicht zugelassen werden sollen Betriebe nach § 33 i GewO und Vergnügungsstätten."


2. Abs. 5 Satz 1 wird gestrichen.


3. Abs. 6, letzter Absatz soll lauten:



... das Baugeschehen entsprechend den og. Zielvorgaben steuern zu kön-



nen.


4. Abs. 7 wird gestrichen."


Beschluß über diesen Änderungsantrag:


Abgelehnt - mit Mehrheit

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) stellt sodann den Ur-


sprungantrag - Drs. 808 - zur Abstimmung.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

18. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 713 für das Baugebiet Kiel-        - Drs. 902 




​Schilksee-Dorf, südwestlich Salzwiesenweg,

nordwestlich Schilkseer Straße, nördlich Alter Kirchweg, östlich Kleingartenanlage "Alter Kirchweg", Flurstück 35/1, Gemarkung Schilksee, Flurstück 1 (teilweise) - (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I. Die Bedenken und Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 713, der vom 04.10.1994 bis 04.11.1994 öffentlich ausgelegen hat, von

a) dem Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e. V., Kreisgruppe Kiel, Olshausenstraße 12, 24118 Kiel







werden teilweise berücksichtigt;

b) der Unteren Naturschutzbehörde werden teilweie berücksichtigt;

c) Herrn Otto Will, Schilkseer Str. 169, 24159 Kiel werden berücksichtigt;






d) dem Gewerbeaufsichtsamt Kiel







werden berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Schilksee-Dorf, südwestlich Salzwiesen​weg, nordwestlich Schilkseer Straße, nördlich Alter Kirchweg, östlich Kleingartenanlage "Alter Kirchweg", Flurstück 35/1, Ge​markung Schilksee, Flurstück 1 (teilweie) wird der Beblauungs​plan Nr. 713 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 714 für das Baugebiet Kiel-Wik,    - Drs. 903 



​Holtenauer Straße, Knorrstraße, Adalbertstraße,





Wiker Straße (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I. Die Bedenken und Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 714, der vom 11.09.1992 bis 12.10.1992 öffentlich ausgelegen hat, von

a) Bert-Andreas Bresse, Lummerbruch 4, 24161 Altenholz und dem Architekten-Büro Baade und Partner, Arfrade 26, 24113 Kiel,






werden berücksichtigt;

b) dem Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e. V., Kreisgruppe Kiel, Olshausenstraße 12, 24118 Kiel,

c) der Optimal Grund Bauträgergesellschaft mbH, Gänsemarkt 43, 20354 Hamburg,






werden teilweise berücksichtigt;

d) Rainer und Traute Looft, Virchowstraße 17 d, 24116 Kiel, werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Wik, Holtenauer Straße, Knorrstraße, Adalbertstraße, Wiker Straße wird der Bebauungsplan Nr. 714 ent​sprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung be​schlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  Teileinziehung von Verkehrsflächen im Stadtgebiet    - Drs. 904 




​Kiel

hier: a) Straße "An der Schanze" von der Einmün-









dung in die Straße "Zum Dänischen Wohld"

bis zur Stadtteilgrenze Pries/Friedrichs​ort

b) Friedrichsorter Straße von der Stadtteil​grenze Pries/Friedrichsort bis Hecktstraß


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Straßenaufsichtsbehörde wird gebeten, die

a) Straße "An der Schanze" von der Einmündung in die Straße "Zum Dänischen Wohld" bis zur Stadtteilgrenze Pries/Friedrichsort

b) Friedrichsorter Straße von der Stadtteilgrenze Pries/Friedrich​sort bis zur Hecktstraße

gemäß § 8 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schles​wig-Holstein (StrWG) in der Fassung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H. S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44) für den öffentlichen Verkehr unter Beschränkung der Widmung auf den Fußgänger- und Radfahrverkehr einzuziehen.

Ausgenommen bleibt der Anlieger- und Lieferverkehr betreffend die Grundstücke Friedrichsorter Straße 1 - 3 und An der Schanze 51.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 906 ​



58.6793 -Öffentliche Grün- und Parkanlagen;




sonstige innere Kostenerstattung


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 58.6793 - öffentliche Grün- und Parkanla-

gen; sonstige innere Kostenerstattungen - wird einer überplanmäßi​gen Ausgabe von 32.000,00 DM zugetimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Mehreinnahmen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 602.111 - Tiefbauamt; Gebühren für die Benut​zung der Straßen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 907 ​



700.040.951 - Stadtentwässerung;




Grundstücksanschlußkanäle




hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des





Magistrats


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Folgende Eilentscheidung des Magistrats nach § 82 Abs. 1 S. 3 GO vom 15.11.1994 - Punkt 14 der Tagesordnung - wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 700.040.951 - Stadtentwässerung; Grund​stücksanschlußkanäle - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 300.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 



700.120.951 - Entwässerungsanlagen im Stadtteil






Hammer, 2. Bauabschnitt                 100.000,00 DM



700.180.951 - Entwässerungsanlagen im Stadtteil






Meimersdorf, 2. Bauabschnitt            200.000,00 DM






                                        300.000,00 DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 908 ​



700.040.951 - Stadtentwässerung;




Grundstücksanschlußkanäle


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Folgende Eilentscheidung des Magistrats nach § 82 Abs. 1 S. 3 GO vom 30.11.1994 - Punkt 7 der Tagesordnung - wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 700.040.951 - Stadtentwässerung; Grund​stücksanschlußkanäle - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 150.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 700.285.951 - Entwässerungsanlagen für die Er​schließung eines Grundstückes im Gewerbegebiet Hasselfelde.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff:  Fortführung der Tarif- und Verkehrsgemeinschaft      - Drs. 921 



​Kieler Umland


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Dem als Anlage 1 beigefügten Ergänzungsvertrag zwischen der Landes​hauptstadt und der Kieler Verkehrsaktiengesellschaft, der Auto​kraft GmbH, der Deutschen Bahn AG, Verkehrsbetriebe Plön GmbH sowie dem Kreis Plön und dem Kreis Rendsburg-Eckernförde zur Fortführung der Tarif- und Verkehrsgemeinschaft Kieler Umland wird zugestimmt.

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der Kieler Verkehrs AG nehmen an der Beratung und Beschlußfassung nicht teil.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:  Grundsatzvereinbarung zwischen dem Bundes-           - Drs. 922 ​




ministerium für Finanzen und dem Ministerium für

Wirtschaft, Technik und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein zur Übernahme des militärischen Teils des Oberlandes des Flugplatzes Kiel-Holtenau für Zwecke der zivilen Nutzung


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: a) Die Grundsatzvereinbarung zwischen dem Bundesminister für Finan​zen und dem Miniter für Wirtschaft, Technik und Verkehr des Lan​des Schleswig-Holstein wird zur Kenntnis genommen.

b) Auf Grundlage dieser Vereinbarung wird die Kieler Flughafenge​sellschaft mbH ermächtigt, einen Pachtvertrag zur Übernahme des Oberlandes des Flugplatzes Kiel-Holtenau abzuschließen.

Stadtrat Dr. Kirschnick (CDU) nimmt an der Beratung und Beschlußfassung


nicht teil.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff:  Genehmigung einer Eilentscheidung des Oberbürger-    - Drs. 955 



​meisters



hier: Überplanmäßige Ausgabe bei der HHSt.200.000.




9353


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer

Antrag: Die beigefügte Anordnung des Oberbürgermeiters nach § 82 Abs. 1 GO wird genehmigt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff:  Umbau des Schauspielhauses und der Halle             - Drs. 947 



​Buckau-Wolff


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer


Antrag: 1. Den beigefügten Raumprogrammen für





a) den Umbau des Schauspielhauses Holtenauer Straße und





b) die Nutzung der Halle Buckau-Wolff





wird zugestimmt.

2. Zusätzlich zum Raumprogramm für die Nutzung der Halle Buckau​Wolff als Probenbühne bzw. Spielstätte für die Bühnen der Lan​deshauptstadt Kiel wird eine Raumkonzeption für die Nutzung der Halle als Gesamtfundus vorgelegt.

3. Das vorgelegte Raumprogramm ist ein Einstieg für die Entwicklung eines Konzeptes zur gemeinsamen Nutzung der Räume. Gleichzeitig ist für das Museum Raum für Ausstellungen und Aktionsflächen vorzusehen.

28. Umbau des Schauspielhauses und                                 - Drs. 947 ​


der Halle Buckau-Wolff


Ratsherr

W u n d e r   (CDU) beantragt namens seiner Fraktion getrennte


Abstimmung der Unterpunkte des Antrages.


Beschluß über Ziffer 1. a): Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über Ziffer 1. b): Nach Antrag - mit Mehrheit bei 5 Gegenstimmen Beschluß über Ziffer 2.: Nach Antrag - mit Mehrheit bei 5 Gegenstimmen Beschluß über Ziffer 3.: Nach Antrag - mit Mehrheit

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) stellt sodann die Ge-


samtvorlage in der vorliegenden Fassung zur Abstimmung.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

29. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgabe für die Energieversorgung    - Drs. 943 ​im Brunswiker Pavillon


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer

Antrag: Der Leistung einer außerplänmäßigen Ausgabe bis zu einer Höhe von 32.500,00 DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 300/671

- Erstattung von Kosten für den Brunswiker Pavillon - wird zuge​stimmt.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haus​haltsstelle 321/152 - Ersätze - in der gleichen Höhe.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe für die Teilerneuerung der    - Drs. 944 ​Heizungsanlage Sternschule


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer


Antrag: Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

120.000,00 DM - Haushaltsstelle 300/501 - Unterhaltung der maschi​nellen, Heizungs- und Lichtanlagen - für die Teilerneuerung der Heizungsanlage in der Sternschule wird zugestimmt. Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Minderausgaben in gleicher Höhe im SN 543



- Heizstoffe, Fernwärme. Die Mittel sind übertragbar (V5).

Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit - bei 5 Gegenstimmen

31. Verschiedenes


a) "Magistrat"

Bürgermeister   Z i m m e r   (CDU) bittet die Mitglieder des Magistrats vorsorglich, eine Sitzung des Magistrats am Mittwoch, dem 21. Dezem-

ber 1994, 15.00 Uhr, einzuplanen, um den Termin ggf. wahrnehmen zu kön-



nen.



Kenntnis genommen.

b) "Gehörlosendolmetscher"

Stadtrat   Dr.  W u l f f   (CDU) greift erneut das bereits am gestrigen Sitzungstag beratene Thema auf, worauf auch Stadtrat   R a u p a c h  (SPD) erneut in die Debatte einsteigt.



Kenntnis genommen.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stellv. Stadtpräsidentin   S c h a t t k e   (CDU) teilt mit, daß die näch​ste Sitzung der Ratsversammlung am 19. Januar 1995 stattfindet, wünscht al​len Anwesenden ein geruhsames Weihnachtsfest und einen guten Rutsch ins neue Jahr und schließt die öffentliche Sitzung.

Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

1. Stellv.                   1. Stellv.                 2. Stellv. Stadtpräsidentin                Schriftführer
 Schriftführerin

Stellv. schriftführer

Protokollführer

